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Wahlprüfsteine  

zur Abgeordnetenhauswahl Berlin  
2026 

Die Positionen des TBB 

 
 

Einleitung 

Der TBB hat im Rahmen seiner politischen Arbeit eigene Positionen zu den abgefragten Themenberei-

chen erstellt und wird diese Forderungen an die zukünftige Regierung im Berliner Abgeordnetenhaus 

adressieren. 
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Frage 1 

Werden Sie sich für die Verabschiedung eines Landesdemokratiefördergesetzes in Berlin einsetzen, 

um damit die Strukturen der für den Erhalt unserer Demokratie aktiven Zivilgesellschaft dauerhaft 

gesetzlich zu sichern? 

Position des TBB 

Die Zivilgesellschaft in ihrer vielfältigen Facette engagiert sich zunehmend stärker im Erhalt und in der 

Entwicklung der Demokratie. Die Strukturen der Zivilgesellschaft sind daher in einem gesetzlichen 

Rahmen zu sichern und auf einer zuverlässigen finanziellen Basis zu stellen. 

Forderung 

Im März 2026 lag ein Referentenentwurf zum LDFG vor, auf dessen Basis die Verbände angehört wur-

den. Diesen Entwurf insbesondere auf solide finanzielle Basis stellen und im AGH verabschieden. 

Frage 2 

Werden Sie eine Bundesratsinitiative zur Einführung des kommunalen Wahlrechts für Drittstaat-

ler:innen über eine Grundgesetzänderung vorantreiben? 

Position des TBB 

Die Ungleichheit zwischen EU-Bürger:innen und Drittstaatler:innen ist nicht hinnehmbar (auch nicht 

wegen mangelnder Gegenseitigkeit) und stellt eine Schwächung der Demokratie dar. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in vielen Sachverhalten seine Rechtsprechung geändert und kön-

nen nunmehr anders entscheiden. 

Forderung 

Das Abgeordnetenhaus beschließt die Einführung des kommunalen Wahlrechts für Drittstaatler:in-

nen. 

Falls dies erneut beim Bundesverfassungsgericht scheitern sollte, startet der Berliner Senat eine Bun-

desratsinitiative zur Einführung des kommunalen Wahlrechts für Drittstaatler:innen über eine Grund-

gesetzänderung. 
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Frage 3 

Werden Sie sich für organisatorisch unabhängige Beschwerdestellen/Antirassismus-Beauftragte in 

allen Einrichtungen des Landes Berlin, z.B. bei der Berliner Verwaltung, Behörden der Staatsanwalt-

schaft, Kitas-Schulen-Hochschulen, BVG, Polizei, Gesundheitswesen einsetzen? 

Position des TBB 

Die Beschwerdestellen können nur dann effektiv arbeiten, wenn sie organisatorisch unabhängig von 

den Stellen sein können, deren Arbeit sie begleiten. Eine vermeintlich fachliche Unabhängigkeit reicht 

hier nicht aus. Die Beauftragten müssen vom Abgeordnetenhaus gewählt und ihm rechenschafts-

pflichtig sein. Wer von der politischen/unternehmerischen Spitze abhängig und ihr rechenschafts-

pflichtig ist, kann keine unabhängige Beratung anbieten. Nur auf diese Weise können betroffene Per-

sonen ihre Rechte aus AGG (Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz) und LADG (Landesantidiskriminie-

rungsgesetz) wirksam wahrnehmen 

Forderung 

AntiRassismus Beauftragte/Beschwerdestellen sind einzurichten u.a. bei: 

Berliner Verwaltung, landesunmittelbare öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftun-

gen, Landesrechnungshof von Berlin, Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit, 

Gerichte, Behörden der Staatsanwaltschaft, Verfassungsgerichtshof, Abgeordnetenhaus von Berlin, 

Kitas – Schulen – Hochschulen, Kultureinrichtungen, BVG , Gesundheitswesen, Berliner Bäder Be-

triebe, Sportverbände, Senatsverwaltungen, Bezirksverwaltungen, Standesämter, Finanzämter, Polizei 

 

Diese müssen unter anderem mit folgenden notwendigen Befugnissen ausgestattet sein: 

Akteneinsicht, Empfehlungen, Auskunftsrechte, Presserecht  

 

Frage 4 

Unterstützen Sie die Forderung, wonach der künftige Senat sicherstellen soll, dass die landeseige-

nen Wohnungsunternehmen § 19 (3) AGG nicht als Rechtfertigungsgrund für eine Ungleichbehand-

lung von Wohnungsbewerbenden nutzen? 
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Position des TBB 

In § 19 (3) des AGG steht:„Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche Behandlung 

im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener 

Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse zuläs-

sig.“ 

Auch wenn die Rechtsprechung bisher diese Bestimmung, die in der Antidiskriminierungsrichtlinie der 

EU, welche die Grundlage des AGG bildet, nicht vorgesehen ist, nur als nachteilsausgleichende Maß-

nahme akzeptiert, ist dieser Rechtsfertigungstatbestand selbst diskriminierend, sowohl bezogen auf 

die Herkunft, als auch auf die soziale Situation und sollte nicht angewandt werden. 

 

Im Laufe der Arbeitsmigration aus der Türkei, aber auch im Rahmen der Fluchtbewegung aus dem 

arabischen Raum und insbesondere aus Palästina, sind in Berlin - wie in anderen Metropolen der 

Welt, die Migration erleben - in der Innenstadt migrantisch geprägte Quartiere entstanden. Sie sind 

mittlerweile historisch gewachsen und verfestigt und bilden einen sicheren Ort für die migrantischen 

Communities. Die Migrant:innen sind -mittlerweile in der dritten und folgenden Generationen- in die-

sen Quartieren zu Einheimischen geworden.  

Sie durch wohnungspolitische oder verwaltungstechnische Maßnahmen aus ihren angestammten 

Wohnquartieren verdrängen zu wollen, ist entschieden abzulehnen. 

Forderung 

Der Senat trägt dafür Sorge, dass die landeseigenen Wohnungsunternehmen § 19 (3) AGG nicht als 

einen Rechtfertigungsgrund für ungleiche Behandlung der Bewerbenden heranziehen. 

Der Senat sorgt ggf. in Kooperation mit anderen Bundesländern, dass § 19 (3) im Rahmen einer No-

velle des AGG ersatzlos gestrichen wird. 

 

Die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften unternehmen keinerlei Anstrengungen in den migran-

tisch geprägten, sozial benachteiligten Gebieten die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung zuun-

gunsten der Migrant:innen zu verändern. 

Begriffe wie „Ghetto“, „Segregation“, „Parallelgesellschaft“ werden nicht salonfähig gemacht. 

Die historisch gewachsene, migrantisch geprägte Wohnquartiere werden als Fakt angenommen und 

nicht in Frage gestellt.  
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Öffentliche oder fachöffentliche Diskussionen zum Thema „Migrantisch geprägte Gebiete“ werden 

nicht ohne Beteiligung der migrantischen Communities geführt 

Frage 5 

Sind Sie dafür, dass Beschäftigte im öffentlichen Dienst sowie Schüler:innen am ersten Tag religiö-

ser Feiertage ihres eigenen Glaubens freibekommen, um so einer Ungleichbehandlung von Men-

schen unterschiedlicher Religionen entgegenzuwirken? 

Position des TBB 

Es stellt eine Ungleichbehandlung/Diskriminierung dar, wenn Menschen bezüglich ihrer religiösen Fei-

ertage ungleich behandelt werden.  

Forderung 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst sowie Schüler:innen erhalten am ersten Tag des religiösen Feier-

tage ihres Glaubens frei. 

Frage 6 

Sind Sie für eine finanzielle Absicherung und Ausweitung von Antidiskriminierungsprojekten im 

Land Berlin, um das Angebot auch bedarfsgerecht auszubauen, z.B. zu den Themen Bildung, Arbeits-

markt, Wohnen und öffentliche Verwaltung? 

Position des TBB 

Täglich berichten Betroffene von Diskriminierung und Rassismus im öffentlichen Raum und in Behör-

den. Gleichzeitig werden Beratungs- und Unterstützungsangebote gekürzt. Das ist weder sachgerecht 

noch verantwortungsvoll. Antidiskriminierungsarbeit muss als verlässliche öffentliche Aufgabe aner-

kannt und entsprechend dauerhaft gefördert werden. In einer pluralen Gesellschaft besteht kontinu-

ierlicher Bedarf an qualifizierter Beratung und Unterstützung. 

Das ist weder zielführend noch verantwortungsvoll. Insbesondere in der aktuellen Situation bedarf es 

mehr Unterstützung für von Rassismus und Diskriminierung betroffenen Menschen. 

Forderung des TBB 

Beratungs- und Trägerstrukturen langfristig finanziell absichern (institutionelle Förderung statt Pro-

jektlogik) und das Angebot bedarfsgerecht ausbauen, z. B. zu den Themen Bildung, Arbeitsmarkt, 

Wohnen und öffentliche Verwaltung. 



6 
 

Frage 7 

Werden Sie sich dafür einsetzen, die Landeshaushaltsordnung dahingehend zu ändern, dass für 

kleine Träger ohne eigene Rücklagen und/oder Einnahmen die Pflicht zur Einbringung von Eigenmit-

teln bei der Projektumsetzung entfällt? 

Position des TBB 

Die Träger setzen für die Berliner Verwaltung und Politik Projekte um. Das ist auch sinnvoll, da oftmals 

diese Träger Zugang zu der Zielgruppe haben und auch eine unabhängige Beratung gewährleistet wer-

den muss. Deshalb kann es aber nicht sein, dass die Träger, welche Projekte in diesem Bereich umset-

zen, Einnahmen/Eigenmittel einsetzen müssen, um diese Projekte verwirklichen können. Das mag für 

große Träger kein Problem sein; für kleinere Träger ist dies aber ein existenzielles Problem, da diese 

keine Rücklagen und keine entsprechenden Einnahmen haben. 

Forderung 

Die Landeshaushaltsordnung muss dahingehend geändert werden, dass in Fällen kleinerer Träger der 

Einsatz von Eigenmitteln/Einnahmen entfällt. Sollte dies nicht möglich sein, müssen großzügige Aus-

nahmeregel definiert werden. 

Frage 8 

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass § 19 BQFG dahingehend umgesetzt wird, dauerhaft unabhän-

gige und behördenunabhängige Beratungsstellen für ausländische Berufsqualifikationen einzurich-

ten, um so die Vereinfachung und Beschleunigung der Anerkennungsverfahren sicherzustellen? 

Position des TBB 

Bei der Erteilung der Berufserlaubnis, Approbation, Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung sei-

tens des LAGeSo kommt es insbesondere bei Abschlüssen aus den sog. Drittstaaten zu unverhältnis-

mäßig langen Bearbeitungszeiten. 

Gemäß § 19 des Gesetzes über die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikatio-

nen im Land Berlin vom 7. Februar 2014 (Berufsqualifikationsfeststellungs-gesetz Berlin – BQFG) be-

steht ein Rechtsanspruch auf unabhängige Beratung zur Anerkennung von im Ausland erworbenen 

Berufsabschlüssen. 

Nach der derzeitigen Berliner Rechtslage ist für die Anerkennung eines ausländischen Lehramtsab-

schlusses in der Regel ein Lehramt mit zwei Unterrichtsfächern erforderlich. In vielen Staaten, unter 

anderem in der Türkei, wird das Lehramt jedoch nur in einem Unterrichtsfach studiert. Dadurch wird 

die Anerkennung ausländischer Lehramtsabschlüsse in Berlin erheblich erschwert oder verhindert, 

obwohl fachliche und pädagogische Qualifikationen vorliegen. Dies führt dazu, dass qualifizierte Lehr-

kräfte nicht entsprechend ihrer Ausbildung beschäftigt werden können und verschärft zugleich den 

Lehrkräftemangel. 
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Forderung des TBB 

Wenn alle für die Bescheidung notwendigen Unterlagen vorliegen, sollte innerhalb der gesetzlichen 

Frist beschieden werden.  

Hierzu wird empfohlen, insbesondere zuständige Stellen wie das LAGeSo personell aufzustocken und 

entsprechend zu organisieren. Zudem sollen wieder individuelle persönliche Beratungen ermöglicht 

bzw. ausgebaut werden. 

Zur Umsetzung des § 19 wird empfohlen im Land Berlin unabhängige Beratungsstellen zur Anerken-

nung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen dauerhaft einzurichten. Das Land Berlin soll 

die Beratungsstellen vollständig aus Landesmitteln finanzieren, um eine flächendeckende, behörden-

unabhängige Beratung sicherzustellen. 

Das Berliner Landesrecht soll analog zum Hamburger Modell angepasst werden, sodass auch Lehr-

amtsabschlüsse mit nur einem Unterrichtsfach anerkannt werden können. Damit sollen qualifizierte 

ausländische Lehrkräfte einen erleichterten Zugang zum Schuldienst erhalten und ihre beruflichen 

Qualifikationen entsprechend eingesetzt werden können. 

Frage 9 

Setzen Sie sich für eine Verstetigung und den Ausbau der Landesförderung für das Freiwillige Sozi-

ale Jahr, insbesondere für junge Berliner:innen aus einkommensschwachen Haushalten ein? 

Position des TBB 

In Berlin leisten jährlich etwa 2.000 junge Menschen ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) mit den 

Schwerpunkten Krankenpflege und Kinderbetreuung. Seit Herbst 2022 bezuschusst das Land Berlin 

Taschengelder der Freiwilligen und fördert FSJ-Träger für den Ausbau der Plätze für benachteiligte 

Teilnehmende. Viele Freiwillige leisten den Dienst auch im Rahmen des 11. Pflichtschuljahres. 

Die Finanzierung beider Bereiche ist insbesondere unter dem Aspekt eines im Bund geforderten Aus-

baus der Plätze unsicher bzw. wurde für 2026/2027 sogar deutlich gekürzt. 

Im Falle von Mittelkürzungen werden vorrangig Jugendliche/junge Erwachsene berücksichtigt, die sich 

sehr frühzeitig bewerben und eine Stelle sichern. Zudem gibt es außer der Landesförderung keine Fi-

nanzierung für das Bewerbungs- und Vermittlungsverfahren, das vor allem für sozial benachteiligte 

junge Menschen besonders intensiv ausgebaut werden muss. 

Forderung des TBB 

Der gegenwärtig vom Land Berlin gewährte Zuschuss von 200 Euro pro Monat im FSJ muss gesichert 

und ausgebaut werden. 

Der Betreuungszuschuss für benachteiligte Teilnehmende muss in Kontingent und Höhe ausgebaut 

werden. 
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Die Einführung eines bundesweit kostenfreien ÖPNV-Tickets für Freiwilligendienstleistende muss un-

terstützt werden. 

Frage 10 

Sind Sie dafür, dass Migrant:innenorganisationen, welche die Voraussetzungen wie Zugang zur Ziel-

gruppe, die Expertise, Gewährleistung von Knowhow-Transfer erfüllen, eine strukturelle Förderung 

zur Sicherung und zum Ausbau ihrer Trägerstrukturen erhalten? 

Position des TBB 

Die Migrant*innenorganisationen leisten unverzichtbare Arbeit für die Berliner Gesellschaft. Sie wer-

den mittlerweile von Politik und Verwaltung als Ansprechpartner in Augenhöhe wahrgenommen. 

Diese Arbeit wird von Migrant*innenorganisationen ehrenamtlich gewährleistet. Um dies auch in Zu-

kunft gewährleisten zu können, benötigen diese Organisationen die dafür notwendigen finanziellen 

Ressourcen in Form von einer Festbetragsfinanzierung.  

 

Auszug aus dem Jahresbericht 2024 des Landesrechnungshofs S. 344: 
 
„Seit Jahren werden Mittel für Vorhaben bestimmter ZE im Haushaltsplan des Landes wiederkehrend 
veranschlagt und bewilligt, sodass von einer verstetigten, d. h. auf Dauer angelegten Projektförderung 
von Einrichtungen als „quasi-institutioneller Zuwendung“ auszugehen ist. Eine institutionelle Förde-
rung erfordert im Vergleich zu einer Projektförderung weniger an zuwendungsrechtlichen Mittei-
lungspflichten und erleichtert die Verwendungsnachweisprüfung. Der Rechnungshof empfiehlt, bei 
längerfristigen Förderbedarfen anstelle von fortgesetzten Projektförderungen institutionelle Zuwen-
dungen zu gewähren.“ 

Forderung 

Migrant*innenorganisationen, die Voraussetzungen wie Zugang zur Zielgruppe, die Expertise, Ge-

währleistung von Knowhow-Transfer verfügen, erhalten eine strukturelle Förderung zur Sicherung 

und zum Ausbau ihrer Trägerstrukturen. 

Umsetzung der Empfehlung des Landesrechnungshofes. 


